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I. Allgemeines 

§ 1 
Widmung 

Die Stadt Gunzenhausen, im folgenden „Stadt“ genannt, stellt die Stadthalle am 
Schießwasen als öffentliche Einrichtung zur Verfügung. 
Die Stadthalle dient kulturellen, geselligen, wirtschaftlichen und politischen Zwecken, 
soweit die Veranstaltungen nicht gegen die verfassungsmäßige Ordnung gerichtet sind 
und soweit die Räume und Einrichtungen dafür geeignet sind. 
 
 

II.  Überlassungsvertrag 

§ 2 
Gegenstand des Vertrages 

1. Die im Überlassungsvertrag aufgeführten Räume und Einrichtungen werden dem 
Veranstalter in der ihm bekannten Form und Ausstattung, in ordnungsgemäßem 
Zustand, zum vereinbarten Veranstaltungszweck und für die Dauer der 
Benutzungszeit überlassen. 

2. Vom ordnungsgemäßen Zustand hat sich der Veranstalter bei der Übernahme zu 
überzeugen. Trägt er bei der Übernahme keine Beanstandungen vor, gilt das 
Benutzungsobjekt als einwandfrei übernommen. Nachträgliche Beanstandungen 
können nicht mehr geltend gemacht werden. 

3. Auf Verlangen der Stadt findet vor Beginn und nach Abschluss einer Veranstaltung 
eine Hallenbegehung statt, an der teilzunehmen der Veranstalter verpflichtet ist. 
Über die Begehung ist ein von beiden Vertragspartnern zu unterzeichnendes 
Protokoll anzufertigen. 

  

§ 3 

Vertragsabschluss 

1. Die Überlassung ist bei der Stadthallenverwaltung der Stadt (Kulturamt, Marktplatz 
23) schriftlich zu beantragen. 

2. Aus einer Reservierung für einen bestimmten Termin oder aus terminlichen 
Vornotierungen können Ansprüche auf Abschluss eines Überlassungsvertrages 
oder auf Schadenersatz nicht hergeleitet werden. 

3 .  Der Überlassungsvertrag wird schriftlich abgeschlossen. Er ist erst rechtswirksam, 
wenn er von beiden Parteien unterzeichnet ist. 

 D e r  V e r t r a g  i s t  i n n e r h a l b  v o n  s i e b e n  T a g e n  n a c h  E m p f a n g  v o m  
V e r a n s t a l t e r  u n t e r z e i c h n e t  a n  d i e  S t a d t  z u r ü c k z u - s e n d e n .  
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4 .  Mit Abschluss des Überlassungsvertrages erkennt der Veranstalter die 
Bestimmungen dieser Benutzungsordnung an. Sie ist Bestandteil des 
Überlassungsvertrages. 

5 .  Auf Drucksachen, Einladungen usw. ist der Veranstalter anzugeben, um kenntlich 
zu machen, dass ein Rechtsverhältnis zwischen dem Besucher der Veranstaltung 
und dem Veranstalter besteht, nicht aber zwischen Besucher und Stadt. 

6. Durch den Abschluss des Überlassungsvertrages kommt für die Durchführung der 
Veranstaltung kein Gesellschaftsverhältnis zwischen Veranstalter und Stadt 
zustande. 

 

§  4  
Ausfall der Veranstaltung 

Für Veranstaltungen, die nicht spätestens 6 Wochen vor ihrem festgesetzten Termin 
abgesagt oder verlegt werden, sind 50 % der Benutzungsentschädigung (Grundbetrag) 
zu entrichten, sofern nicht eine anderweitige Verwendung der Räume möglich ist. 
Außerdem sind die tatsächlich entstandenen Kosten zu erstatten. 
 

§ 5 
Rücktritt vom Vertrag, fristlose Kündigung 

1. Die Stadt ist berechtigt, vom Vertrag zurückzutreten oder den Vertrag fristlos zu 
kündigen, wenn 

 a) der Veranstalter den vertragsgemäßen Zahlungsverpflichtungen nicht recht-
 zeitig nachkommt oder gegen die Bestimmungen des Überlassungsvertrages 
 verstößt; 

 b) Tatsachen bekannt werden, die die Zahlungsunfähigkeit des Veranstalters 
 befürchten lassen; 

 c) durch die beabsichtigte Veranstaltung eine Störung der öffentlichen Sicherheit 
 und Ordnung oder eine Schädigung des Ansehens der Stadt zu befürchten ist; 

 d) die Veranstaltung gegen geltende Gesetze verstößt; 
 e) die Stadt die Räume aus unvorhergesehenen wichtigen Gründen für eine über-

 wiegend im öffentlichen Interesse liegende Veranstaltung  dringend benötigt; 
 f) die Räume infolge höherer Gewalt nicht gestellt werden können,  oder 
 g) erforderliche behördliche Anmeldungen nicht erstattet wurden oder erforder-

 liche behördliche Genehmigungen nicht vorliegen. 
2. Rücktritt und fristlose Kündigung sind unverzüglich dem Veranstalter gegenüber zu 

erklären. 
 Macht die Stadt von ihrem Rücktrittsrecht Gebrauch oder kündigt sie, so hat der 

Veranstalter weder Anspruch auf Schadenersatz noch auf Ersatz seiner Auslagen 
oder seines entgangenen Gewinnes. 

 Ist die Stadt für den Veranstalter mit Kosten, die vertraglich zu erstatten waren, in 
Vorlage getreten, so ist der Veranstalter zur Erstattung dieser Kosten verpflichtet. 
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 Wird bei Verstoß gegen Vertragsbestimmungen der Rücktritt oder die Kündigung 
während der Benutzung erklärt, ist der Veranstalter auf Verlangen der Stadt zur 
sofortigen Räumung und Herausgabe der Einrichtungen verpflichtet. Kommt der 
Veranstalter dieser Verpflichtung nicht nach, so ist die Stadt berechtigt, die 
Räumung auf seine Kosten durchzuführen. 

 Der Veranstalter bleibt in solchen Fällen zur Zahlung der Benutzungsentschädigung 
und der Nebenkosten verpflichtet. 

3. Kann die vertraglich festgelegte Veranstaltung aufgrund höherer Gewalt nicht 
stattfinden, so trägt jeder Vertragspartner seine bis dahin entstandenen Kosten 
selbst. Ist hierbei die Stadt für den Veranstalter mit Kosten, die vertraglich zu 
erstatten waren, in Vorlage getreten, so ist der Veranstalter zur Erstattung 
verpflichtet. 

 Der Ausfall von Künstlern oder das nicht rechtzeitige Eintreffen eines oder mehrerer 
Teilnehmer fällt nicht unter den Begriff „höhere Gewalt“. 

  
  

III. Benutzungsentschädigung 

§ 6 
Allgemeine Benutzungskosten 

1. Für die Benutzung werden die zum Zeitpunkt der Benutzung geltenden 
Benutzungsentschädigungen und Nebenkosten entsprechend dem Verzeichnis der 
Benutzungsentschädigungen und Nebenkosten, einschließlich der jeweils geltenden 
Mehrwertsteuer, erhoben (siehe Überlassungsvertrag). 

2. Die Benutzungsentschädigung schließt die Kosten für Heizung, Klimatisierung, 
übliche Reinigung und allgemeine Beleuchtung ein. 

3. Proben und Vorbereitungen am Veranstaltungstag sind unentgeltlich. Die 
Stadthallenverwaltung kann in veranstaltungsfreien Zeiten weitere Proben 
entgeltfrei zulassen. Wird eine Probe oder Vorbereitung auf Wunsch des 
Veranstalters an einem anderen Tag durchgeführt, wird eine 
Benutzungsentschädigung von 

 60,00 €  je angefangene Stunde 
 berechnet. 
 Bei Proben oder Vorbereitungen, für die keine Benutzungsentschädigung erhoben 

wird, ist für die Anwesenheit des Hallenmeisters ein Entgelt von 

 30,00 €  je angefangene Stunde 
 zu entrichten. 
 Die Proben und Vorbereitungen müssen 3 Stunden vor Beginn der Veranstaltung 

beendet sein. 
4. Der Veranstalter hat keinen Anspruch auf Minderung oder Erlass der 

Benutzungsentschädigung, wenn gleichzeitig das Foyer oder Durchgangsbereiche 
von Dritten mitbenutzt werden. 
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§ 7 
Fälligkeit 

1. Die Benutzungsentschädigung einschließlich der Entschädigung für vereinbarte 
Nebenleistungen sind 2 Wochen nach Zustellung der Rechnung durch die Stadt 
Gunzenhausen zur Zahlung fällig. Die Stadt Gunzenhausen kann eine 
angemessene Sicherheitsleistung vor Beginn der Veranstaltung fordern. 

2. Bei Zahlungsverzug sind ab Fälligkeit Verzugszinsen in Höhe von 2% über dem 
jeweils geltenden Basiszinssatz der Deutschen Bundesbank zu entrichten. 

 
 

IV. Benutzungsbedingungen 

§ 8 
Planung, Programmgestaltung 

1. Der Veranstalter hat vor Abschluss des Vertrages mit der Stadt Vorbesprechungen 
durchzuführen, die die Einzelheiten der Veranstaltung betreffen. Er hat dabei den 
Programmablauf detailliert darzulegen. Geplante Programmänderungen sind der 
Stadt unverzüglich bekanntzugeben. 

2. Termine für Vorbereitungs- und Aufräumungsarbeiten sowie für die Durchführung 
von Proben müssen rechtzeitig vereinbart werden. Veranstaltungen haben Vorrang 
vor Proben und Vorbereitungs- bzw. Abschlussarbeiten. 

3. Der Veranstalter hat seine Wünsche über die Möblierung mindestens 1 Woche vor 
Veranstaltungsbeginn der Stadt endgültig mitzuteilen. 

 Erfolgt eine solche Mitteilung nicht, werden die Räume in Reihenbestuhlung 
möbliert. 

 

§ 9 
Hausordnung 

1. Die von der Stadt beauftragten Dienstkräfte üben das Hausrecht aus. Ihren 
Anordnungen ist Folge zu leisten. 

 Ihnen sowie den Beauftragten der Polizei und der Feuerwehr ist jederzeit der Zutritt 
zu den Räumen zu gestatten. Beauftragte der Stadt sind gegen Vorlage eines 
Dienstausweises berechtigt, zur Wahrung dienstlicher Belange Veranstaltungen 
unentgeltlich zu besuchen. 

 Das Hausrecht des Veranstalters nach dem Versammlungsgesetz bleibt davon 
unberührt. 

2. Die Räume und Einrichtungen dürfen vom Veranstalter nur zu den im 
Überlassungsvertrag genannten Zwecken benutzt werden. Eine Überlassung an 
Dritte ist nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung der Stadt gestattet. 

3. Die technischen Einrichtungen dürfen nur vom städtischen Personal bedient 
werden. Das selbständige Anschließen an das Licht- und Kraftnetz ist ausdrücklich 
untersagt. 
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4. Die Räume werden 1 Stunde vor Beginn der Veranstaltung geöffnet, soweit nicht 
eine andere Zeit vereinbart ist. Der Veranstalter hat dafür Sorge zu tragen, dass die 
Veranstaltung zu dem im Überlassungsvertrag vereinbarten Zeitpunkt beendet ist 
und die benutzten Räume innerhalb von 30 Minuten nach Beendigung der 
Veranstaltung geräumt werden. 

5. Fundgegenstände sind beim Hausmeister oder in der Garderobe abzugeben, sofern 
nicht die Stadt im Einzelfall eine andere Regelung trifft. 

 

§ 10 
Sicherheitsvorschriften 

1. Der Veranstalter trägt die Verantwortung für den ordnungsgemäßen und 
störungsfreien Verlauf seiner Veranstaltung. 

 Er hat alle erforderlichen Sicherheitsmaßnahmen zu treffen, sowie die 
ordnungsbehördlichen und feuerpolizeilichen Vorschriften zu beachten. 

2. Der Veranstalter ist dafür verantwortlich, dass nicht mehr Personen eingelassen 
werden, als nach den Bestuhlungsplänen zulässig sind. 

 Stehplätze sind nicht zugelassen. Jede gewünschte Änderung der Bestuhlungspläne 
bedarf der Zustimmung der Stadt. 

3. Sämtliche Feuermelder, Rauchklappen, elektrische Verteilungs- und Schaltkabel, 
Fernsprechverteiler sowie Zu- und Abluftöffnungen der Klimaanlage müssen frei 
zugänglich und unverstellt bleiben. 

4. Die gekennzeichneten Notausgänge und -wege dürfen weder verbaut noch durch 
Gegenstände eingeengt oder versperrt werden. 

5. Alle Veränderungen, Ein- und Aufbauten innerhalb der Veranstaltungsräume sowie 
das Anbringen von Dekorationen, Schildern und Plakaten bedürfen der vorherigen 
Erlaubnis der Stadt. Die Auf- und Einbauten müssen den bau- und 
feuerpolizeilichen Vorschriften entsprechen. 

 Der Mieter ist verpflichtet, nach Beendigung der Veranstaltung den ursprünglichen 
Zustand auf seine Kosten wieder herzustellen. 

6. Das Benageln oder Bekleben von Wänden und Fußböden ist nicht gestattet. In 
Ausnahmefällen ist die vorherige Zustimmung der Stadt einzuholen. 

7. Von der Stadt zur Verfügung gestelltes Leihmaterial ist in einwandfreiem Zustand 
zurückzugeben. 

8. Der An- und Abtransport sowie das Aufstellen von besonders schweren 
Gegenständen, die Fundamente oder besondere Tragevorrichtungen benötigen, ist 
nur mit vorheriger Zustimmung der Stadt gestattet. 

9. Packmaterial, Papier und andere - vor allem leicht brennbare - Abfälle und 
Materialien dürfen weder herumliegen noch in Gängen aufbewahrt werden. 

10. Zur Ausschmückung dürfen nur schwer entflammbare oder mittels eines amtlich 
anerkannten Imprägnierungsmittels schwer entflammbar gemachte Gegenstände 
verwendet werden. Die Dekorationen, die wiederholt verwendet werden, sind vor 
jeder Wiederverwendung auf ihre Schwerentflammbarkeit zu prüfen und 
erforderlichenfalls erneut zu imprägnieren. Ausschmückungsgegenstände aus 
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Papier dürfen nur außer Reichweite der Besucher angebracht werden und sind so 
anzuordnen, dass Zigarren- oder Zigarettenabfälle oder Streichhölzer sich nicht 
darin verfangen können. 

 Die Verkleidung der Saalwände oder Decken mit leicht brennbaren Stoffen ist 
unzulässig. Teilweise Verkleidung von Wänden ist nur in Ausnahmefällen mit 
vorheriger Zustimmung der Stadt zulässig. 

11. Bei Reihenbestuhlung ist das Rauchen nicht zulässig. 
12. Speisen, Eis und Getränke dürfen nicht in reihenbestuhlte Räume mitgenommen 

werden. 
13. Tiere dürfen nicht mitgebracht werden. 
14. Die Stadt bestimmt, ob eine Brandwache, ärztlicher Dienst, Sanitätsdienst oder der 

Einsatz der Polizei notwendig ist. Die Kosten trägt der Veranstalter. 
 

§ 11 
Sonstige Vorschriften 

Der Veranstalter ist im übrigen verantwortlich für 
a) Einholung behördlicher Genehmigungen und vorgeschriebene Anmeldungen jeder 

Art, 
b) Erwerb der Aufführungsrechte bei der GEMA, 
c) Beachtung aller einschlägigen gesetzlichen Vorschriften (z. B. Gesetz zum Schutze 

der Jugend, Gewerbeordnung, Ladenschlussgesetz, Einhaltung der Sperrzeit, 
steuerliche Vorschriften). 

 

§ 12 
Garderobenablage 

1. Die Überkleidung ist an den dafür vorgesehenen Garderobeablagen abzulegen. Es 
besteht Garderobenzwang. 

 Der Veranstalter hat dafür zu sorgen, dass der Garderobenzwang von den 
Besuchern beachtet wird. 

2. Die Garderobenablagen werden von der Stadt oder von einem von ihr beauftragten 
Dritten bedient. 

3. Die Garderobengebühr wird von den Besuchern unmittelbar entrichtet. Sie kann 
vom Veranstalter pauschal abgegolten werden. In dem Garderobenentgelt ist die 
Garderobenrückversicherung enthalten. Die Deckungssumme beträgt je 
Garderobenstück höchstens 2.500 €, für den Inhalt von Handtaschen und ähnlichen 
Behältnissen höchstens 100 €. 

4. Für Garderobe und sonstige Gegenstände, die außerhalb der personell besetzten 
Garderobenablagen abgelegt werden, übernimmt die Stadt keine Haftung. 
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§ 13 
Bewirtschaftung 

1. Die Bewirtung bei Veranstaltungen obliegt in allen Räumen dem von der Stadt 
bestellten Pächter. 

 Wird eine gastronomische Betreuung anläßlich einer Veranstaltung gewünscht, so 
sind mit dem Pächter frühzeitig entsprechende Vereinbarungen zu treffen. 

2. Das Mitbringen und der Verzehr eigener Speisen und Getränke ist nicht gestattet. 
Speisen und Getränke als Verlosungsgewinne dürfen erst nach Beendigung der 
Veranstaltung an die Gewinner ausgegeben werden. 

3. Der Verkauf oder die unentgeltliche Ausgabe von Speisen und Getränken ist nur 
zulässig, wenn die Veranstaltung selbst dem Vertrieb von Speisen und/oder 
Getränken dient und nicht der Versorgung der Besucher. 

 

§ 14 
Karten- und Programmverkauf 

1. Beschaffung und Abgabe von Eintrittskarten und Programmen ist Sache des 
Veranstalters. Bei Theater- und Konzertbestuhlung stellt die Stadt auf Wunsch 
Kartensätze gegen Kostenersatz zur Verfügung. 

2. Für die Abgabe sind die vorhandenen Einrichtungen zu benutzen und die von der 
Stadt zugewiesenen Standorte einzuhalten. 

 

§ 15 
Werbung 

1. Die Werbung für die Veranstaltungen ist Sache des Veranstalters. 
2. Die Stadt kann die Vorlage des Werbematerials für die in ihren Räumen 

stattfindenden Veranstaltungen verlangen und die Veröffentlichung bzw. die 
Verteilung untersagen, wenn durch die Gestaltung dieser Werbemittel eine 
Schädigung des Ansehens der Stadt zu befürchten ist. 

3. Plakate und Anschläge dürfen nur an genehmigten Werbeflächen angebracht 
werden. Die gesetzlichen und ordnungsbehördlichen Vorschriften über das 
Plakatieren sind einzuhalten. Veranstalter, die für ihre Veranstaltungen innerhalb 
des Stadtgebietes „wild plakatieren“, können von einer künftigen Überlassung 
städtischer Veranstaltungsräume ausgeschlossen werden. 

4. Gewerbliche Werbung jeder Art, soweit sie nicht dem Charakter der Veranstaltung 
selbst entspricht, ist nur mit vorheriger Zustimmung der Stadt zulässig. 
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§ 16 
Gewerbeausübungen in den Veranstaltungsräumen 

Gewerbliche Betätigung jeder Art sowie Verlosungen durch den Veranstalter oder durch 
Dritte bedürfen der vorherigen Zustimmung der Stadt. Die Genehmigung wird schriftlich 
erteilt und kann von der Entrichtung einer Gebühr abhängig gemacht werden. 
 

§ 17 
Rundfunk-, Fernseh-, Bandaufnahmen und Fotografieren 

Die Übertragung oder Aufnahme einer Veranstaltung oder von Teilen derselben für 
Rundfunk-, Fernseh- und Filmaufnahmen sowie das gewerbsmäßige Fotografieren 
bedarf der vorherigen Genehmigung der Stadt. 
Die Genehmigung kann von der Entrichtung einer Gebühr abhängig gemacht werden. 
 

§ 18 
Parkplatz 

Die Stadt garantiert nicht dafür, dass für die Besucher der jeweiligen Veranstaltung 
Parkplätze in ausreichender Menge zur Verfügung stehen. Sie behält sich vor, die 
vorhandenen Parkplätze oder Teile derselben auch für andere Zwecke, wie z. B. die 
Vorbereitung oder Beendigung einer anderen Veranstaltung, zu nutzen. 
 

§ 19 
Ordner 

Der Veranstalter stellt das Personal zum Verkauf und zur Kontrolle der Eintrittskarten 
und Hallenordner im Einvernehmen mit der Stadt. 
 
 

V. Haftung 

§ 20 

1. Der Veranstalter trägt das gesamte Haftungsrisiko der Veranstaltung einschließlich 
der Vorbereitung und nachfolgenden Abwicklung. 

2. Der Veranstalter haftet uneingeschränkt gemäß den gesetzlichen Bestimmungen 
und den vertraglichen Vereinbarungen für alle Schäden einschließlich etwaiger 
Folgeschäden, die während der Vorbereitung oder Durchführung und Abwicklung 
der Veranstaltungen durch ihn, seine Beauftragten, Besucher und sonstige Dritte 
verursacht werden. Er hat die Stadt von allen Schadenersatzansprüchen, die im 
Zusammenhang mit der Veranstaltung geltend gemacht werden können, 
freizustellen. 
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3. Die Stadt kann den vorherigen Abschluss einer Haftpflichtversicherung oder die 
vorherige Zahlung einer entsprechenden Sicherheitsleistung verlangen. 

4. Für eingebrachte Gegenstände des Veranstalters, seiner Mitarbeiter oder Zulieferer 
übernimmt die Stadt keinerlei Haftung. Der Veranstalter ist verpflichtet, nach Ablauf 
der Benutzungszeit zu räumen und die Einrichtungen in ihrem ursprünglichen 
Zustand zu übergeben. 

 Eingebrachte Gegenstände sind restlos zu entfernen, soweit keine anderweitige 
Vereinbarung mit der Stadt getroffen wurde. 

 Räumt der Veranstalter die Räume nicht rechtzeitig und vollständig, so kann die 
Stadt nach einmaliger mündlicher oder schriftlicher Aufforderung die Gegenstände 
entfernen, um sie bei einer Speditionsfirma einlagern zu lassen. Die hierdurch 
entstehenden Kosten trägt der Veranstalter. 

5. Schäden an den benutzten Sachen hat der Veranstalter unter Einhaltung einer von 
der Stadt gesetzten Frist zu beseitigen. 

 Kommt er dieser Verpflichtung nicht fristgerecht nach, so ist die Stadt berechtigt, die 
notwendigen Arbeiten auf Kosten des Veranstalters vornehmen zu lassen.  

 Wird durch solche Schäden oder ihre Beseitigung die weitere Benutzung der 
Veranstaltungsräume oder Einrichtungen behindert oder verzögert, so haftet der 
Veranstalter für den entstehenden Ausfall an Benutzungsentschädigung und 
Folgeschäden. 

6. Für Schäden, die auf mangelnde Beschaffenheit der Räume und Einrichtungen 
oder auf schuldhafte Verletzung der von der Stadt übernommenen Verpflichtungen 
zurückzuführen sind, haftet die Stadt nur bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit. 

7. Bei Versagen irgendwelcher Einrichtungen, bei Betriebsstörungen oder sonstigen 
die Veranstaltung beeinträchtigenden Ereignissen haftet die Stadt nicht. 

  
  

VI. Schlussbestimmungen 

§ 21 

1. Nebenabreden, Änderungen und Nachträge des Überlassungsvertrages bedürfen 
zu ihrer Wirksamkeit der schriftlichen Bestätigung durch die Stadt. 

2. Erfüllungsort ist Gunzenhausen; Gerichtsstand ist Weißenburg i. Bayern. 
3. Sofern eine Bestimmung dieser Benutzungsordnung unwirksam ist, wird hierdurch 

die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt. 
4. Die Benutzungsordnung tritt ab 27.10.1981 in Kraft. 

 
 

STADT GUNZENHAUSEN 
Marktplatz 23 
Postfach 15 52 
 
91710 Gunzenhausen 


